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Der Ständerat lehnt die Vollgeld-Initiati-

ve ohne Gegenstimme ab. Damit folgt er 

dem Antrag des Bundesrates, der in der Bot-

schaft davor warnte, die Schweiz zum Expe-

rimentierfall für unerprobte Reformen zu 

machen. Tatsächlich wollen die Initianten 

ein Problem lösen, das in der Schweiz noch 

von niemandem erkannt wurde. Sie  erklären, 

dass mit einem neuen Verfassungs artikel 

 verhindert werden soll, dass die Banken in 

Zukunft weiter «privates Geld» schaffen 

können. Das sei ein liberales Anliegen. Träger 

der Initiative ist der Verein Monetäre Moder-

nisierung  (MoMo).

Die Initiative hat drei Stossrichtungen: Ers-

tens sollen die Banken zur Verhinderung der 

privaten Geldschöpfung den Kunden keine 

Sichtgelder, über die der Zahlungsverkehr ab-

gewickelt wird, auf eigene Rechnung anbieten 

können. Es geht dabei um rund 500 Milliarden 

Franken. Die «private Geldschöpfung» der 

Banken liesse sich durch eine kleine Änderung 

im Nationalbankgesetz einfacher umsetzen: 

Banken müssten für Sichtgelder bei der Natio-

nalbank (SNB) 100 Prozent Mindestreserven 

halten. Das wollen die Initianten aber aus-

drücklich nicht. Es geht ihnen um sehr viel 

mehr.

Das ist ersichtlich aus der zweiten Forde-

rung: Diese Sichtgelder sollen von den Ban-

ken nur treuhänderisch betreut und direkt bei 

der Nationalbank angelegt werden. Was diese 

mit den zusätzlichen rund 500 Milliarden 

Franken machen soll, beschreibt der Initiativ-

text wie folgt: Die Nationalbank «bringt [. . .] 

neugeschaffenes Geld schuldfrei in Umlauf, 

und zwar über den Bund oder über die Kanto-

ne oder indem sie es direkt den Bürgerinnen 

und Bürgern zuteilt». Das tönt unverständ-

lich, heisst jedoch im Klartext: «Die SNB muss 

 neugeschaffenes Geld verschenken.» Wieder-

um im Klartext ausgedrückt: Bankkunden 

werden mit ihrem Geld anstelle der Steuer-

zahler den Staat finanzieren. Wehren könnten 

sich die Kunden nicht. Nur die SNB dürfte 

Zahlungsverkehrskonten anbieten. Würde 

die SNB nur einen Drittel des in den letzten 

zehn Jahren neugeschaffenen Geldes ver-

schenken, wäre die Nationalbank rechnerisch 

eine  banca rotta, hätte mit mehr Schulden als 

Vermögen ein negatives Eigenkapital: Leer-

geld statt Vollgeld.

Hinter dem Ganzen steht, und das ist der dritte 

Aspekt, eine Ideologie, die weder liberal noch 

modern ist. Die Initiative ist extrem etatistisch, 

in mancher Beziehung marxistisch. Gemäss den 

Initianten soll künftig in der Verfassung stehen: 

«Der Bund gewährleistet die Versorgung der 

Wirtschaft [. . .] mit Finanzdienstleistungen. Er 

kann dabei vom Grundsatz der Wirtschaftsfrei-

heit abweichen.» Die SNB «gewährleistet [. . .] 

die Versorgung der Wirtschaft mit Krediten». 

Das Gesetz «regelt [. . .] die Begrenzung des Ei-

genhandels». All diese und weitere Forderun-

gen haben mit der Geldschöpfung nichts zu 

tun. Die Grundideen der Initiative finden sich 

im «Kommunistischen Manifest» von 1848. 

Dort haben Karl Marx und Friedrich Engels ge-

schrieben: «Das Proletariat wird der Bourgeoi-

sie nach und nach alles Kapital entreissen.» Und 

sie haben diese Forderung wie folgt präzisiert: 

«Zentralisation des Kredits in den Händen des 

Staats durch eine Nationalbank mit Staatskapi-

tal und ausschliesslichem Monopol.»

Dass sich die Initianten mit der 169 Jahre al-

ten Idee als Modernisierer des Geldwesens se-

hen, ist skurril. Modern sind ganz andere Din-

ge: Modern ist die bald zehnjährige Flutung 
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der Märkte mit Hunderten von Milliarden 

Franken, Euros, Dollars durch die Notenban-

ken, welchen die Initianten die Herrschaft 

über das Finanzwesen gänzlich übertragen 

wollen. 

Die Swisscoin-Lösung

Derzeit angesagt sind Kryptowährungen, ins-

besondere Bitcoin. Bitcoins sind innert weni-

ger Jahre von einer obskuren Idee zu einem 

zentralen  Thema von Tageszeitungen, Speku-

lanten und wissenschaftlichen Foren gewor-

den. Findet die monetäre Modernisierung bei 

Kryptowährungen und der ihnen zugrunde-

liegenden Blockchain-Technologie statt, ab-

seits der Politik? Die Antwort auf diese Frage 

ist offen. Ganz  sicher ist, dass sich die Zentral-

banken mit den Themen rund um Kryptowäh-

rungen sehr rasch und sehr intensiv beschäfti-

gen müssen. Dieser Prozess ist im Gange. Den 

Notenbanken stellt sich insbesondere die Fra-

ge, ob sie selbst Kryptogeld herausgeben soll-

ten – und falls ja, mit welchen Eigenschaften. 

Ein erster Vorschlag für die USA wurde aus der 

Blogger-Szene unter dem Namen «Fedcoin» 

lanciert. Die schwedische Notenbank hat un-

ter dem Namen «E-Krona» ein Projekt gestar-

tet, mit dem sie die allfällige Ausgabe von digi-

talem Notenbankgeld an die Wirtschaft 

(Firmen und Konsumenten) prüfen will.

Die SNB könnte durch ein Projekt beispiels-

weise folgenden Vorschlag prüfen: Neben dem 

Buchgeld für Banken und den Banknoten für 

die Wirtschaft gibt die SNB als dritte Form von 

staatlichem Geld «Swisscoins» aus. Sie ver-

wendet hierfür wie Bitcoin die Block-

chain-Technologie. Die Swisscoins sind Ver-

bindlichkeiten der SNB, im Gegensatz zur vir-

tuellen Währung Bitcoin. Auch im Gegensatz 

zu den hochspekulativen Bitcoins sind die 

Swisscoins im Wert stabil wie Banknoten. 

Swisscoins teilen einen weiteren Vorteil mit 

den Banknoten: Sie gehen beim Handel direkt 

vom Zahlungspflichtigen an den Zahlungs-

empfänger, ohne Intermediäre. Ihre Verwen-

dung ist anonym, die Privatsphäre wird damit 

auch im elektronischen Zahlungsverkehr ge-

wahrt. Das wäre liberale monetäre Moderni-

sierung ohne ideologische Scheuklappen.

Leergeld statt Vollgeld.
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